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Roberto Zimmermann

Werums Jahr 2000 Last-Minute-
Reisen buchte, kam zu wahren
Schnäppchen: Eine Woche am
Mittelmeer oder am Kanaren-
strand, inklusive Flug mit einer
renommierten Chartergesell-
schaft und Halbpension im Ho-
tel, kostete oftweniger, alswenn
man zu Hause blieb.

Davon profitierten insbeson-
dere spezialisierte Anbieter wie
das 1987 gegründete Unterneh-
menLtur, das 2016 imBranchen-
riesenTUI aufging. Seitherbietet
Ltur «neben Last-Minute-Deals
(…) auch immer mehr Frühbu-
cherangebote», wie es in einer
Medienmitteilung derTUI Group
vom letzten Jahr heisst.

Tatsächlich sind heute die
besten Schnäppchen oft nicht
«last minute», also in letzterMi-
nute, sondern einige Monate
oder Wochen vor Reisestart er-
hältlich. Wer früh bucht, hat
zudemdenVorteil, seineTraum-
reise aus einem breiten Sorti-
ment auswählen zu können.

Bei «last minute» hingegen
muss die Kundin nehmen, was
übrig bleibt, und dabei Flexibili-

tät in der Wahl der Destination
und der Unterkunft beweisen.
DerGrund dafür liegt darin, dass
das Reisegeschäft heute dyna-
misch betrieben wird.

—Wie unterscheiden sich
Last-Minute-Reisen früher
und heute?
«DerBegriff ‹lastminute› stammt
aus derZeit, als Reiseveranstalter
denFluggesellschaften zahlreiche
Plätze fix abgenommen haben»,
erklärtMarkusFlick,Sprechervon
Dertour Suisse mit Marken wie
Kuoni oder Helvetic Tours. «Aus
dennicht anKundinnenundKun-
den verkauften Sitzplätzen und
noch vorhandenen Hotelkapazi-
täten sind dann kurzfristig Last-
Minute-Angebote zu einem be-
sonders attraktiven Preis ge-
schnürtworden.»Heute dagegen
würden die Reiseveranstalter für
Badeferien Flüge «dynamisch»
erwerben, also nach und nach,
und ohne die Kontingente im
grossen Stil im Vorfeld abzusi-
chern, so Flick. Die Flugpreise
würden entsprechend tagesaktu-
ell berechnet und angeboten: «Je
höher die Verfügbarkeit, desto
attraktiver derPreis.»Anders ge-

sagt:Wenn in einergewissen Zeit
wenigerMenschendie Lust packt,
ans Meer zu reisen, können die
Preise auch heute noch sinken.

—Warum gab es 2024wieder
mehr Last-Minute-Angebote?
«Wir sehen dieses Jahr, dass ins-
besondere Familien eher spontan
Ferien machen und kurzfristig
buchen», sagt MurielWolf Land-
au vom Anbieter Hotelplan. Aus

Erfahrung wisse man, dass viele
Menschen während Gross
anlässen lieber zu Hause bleiben
würden.UnddieserFall ist im Juni
2024 mit der Fussball-EM in
Deutschlandeingetreten.Auchdie
Branchenorganisation Schweizer
Reise-Verband (SRV)machte die-
se Erfahrung: «Im Frühjahr war
derBuchungseingang tatsächlich
eher verhalten», sagt Sprecher
ElishaNicolas Schuetz, «und auf-

grund der geringen Nachfrage
waren die Preise teilweise etwas
günstiger als üblich.» Erst nach
Ende der EM im Juli hätten die
Buchungenwiederzugenommen.
2024 ist also ein Ausnahmefall.
EinweitererGrund fürdie zöger-
lichenBuchungenkönnte dieHit-
ze gewesen sein, die Südeuropa
imSommer2023 erlebte.Erst der
nasse Frühsommer2024magvie-
le SchweizerinnenundSchweizer
dazumotiviert haben,dieWärme
im Süden zu suchen.

—Fürwelche Destinationen
gibt es ammeisten
Last-Minute-Angebote?
«Dazu zählen unter anderemdie
Türkei und Ägypten», sagt Son-
ja Ptassek von TUI Schweiz. Bei
Hotelplan sind es jene Destina-
tionen mit dem grössten Flug-
angebot, also etwa Mallorca,
Zypern oder Griechenland, so
Sprecherin Wolf Landau. Gene-
rell gilt: je flexibler die Kundin-
nen und Kunden hinsichtlich
Reiseziel, Reisedaten und Flug-
zeiten, desto attraktiver der
Preis. Allerdings sind Last-Mi-
nute-Reisen heute nichtmehr so
günstig wie früher.

—Wie kommtman ohne
«last minute» zu günstigen
Angeboten?
Hier sind sich die Branchenver-
treter einig: In der Regel reist
günstiger, wer früher bucht. Be-
sonders die Preise für Flüge sind
dann am günstigsten,wenn die-
se frisch auf denMarkt kommen.
Je rascher das Flugzeug sich füllt,
desto steiler gehen die Preise
nach oben.

Wer keine besonderen An-
sprüche an sein Reiseziel oder
die Fluggesellschaft stellt, kann
jedoch weiter von Last-Minute-
Angeboten profitieren. Ein Bei-
spiel aus dem Jahr 2022: Als
Russinnen undRussen nach dem
Angriff auf die Ukraine wegen
des sinkendenWertes ihrerWäh-
rung Reisen ansMittelmeer stor-
nierten, nutzten Touristen aus
Westeuropa die günstigen Rest-
plätze.

«Preisschwankungenwird es
stets geben, da die Preisgestal-
tung dynamisch erfolgt», sagt
SRV-Sprecher Schuetz zur Zu-
kunft von Last-Minute-Reisen,
«Vergünstigungen im ganz gros-
sen Stil werden aber eher die
Ausnahme sein.»

Lastminute – gibt es das überhaupt noch?
Reisebranche rät zum Frühbuchen Dem Etikett «last minute» hängt die Vorstellung von beispiellosen Schnäppchen an.
Doch inzwischen reist meist billiger, wer früh bucht. Antworten auf einige zentrale Fragen.

Ab in den Süden: Aber nur selten mit Last-Minute-Angeboten. Foto: Getty
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Ein Erpressungsversuch gegen
die Zürcher Kantonalbank (ZKB)
wurde laut einer Medienmittei-
lung mit der Festnahme der be-
treffenden Kriminellen beendet.
DiemutmasslichenTäter befän-
den sich in Haft.

Unbekannte hatten von der
Bank drei Millionen Franken in
Form von 61 Bitcoin gefordert,
ansonsten werde man Namen
von Bankkunden öffentlich ma-
chen. «Die mutmasslichen Täter
hatten seit letzter Woche ver-

sucht, die ZürcherKantonalbank
mit kriminell beschafften Daten
zu erpressen», schreibt die ZKB.
Hierbei hätte es sich um insge-
samt 58 Datensätze von Kunden
gehandelt, «die limitiert waren
auf Name, interne Kundennum-
merundGeburtsdatum sowie bei
30 Kunden auch die Adresse».
Diese Kunden seien von der ZKB
bereits direkt kontaktiertworden.

In den letzten Tagen hat die
Zürcher Kantonspolizei laut ei-
nem Communiqué vier Schwei-

zer imAltervon 21 und 22 Jahren
verhaftet. Sie seien der Staatsan-
waltschaft II zugeführt worden.
Bei einer Person, die sich in Un-
tersuchungshaft befindet, hand-
le es sich um einen ehemaligen
ZKB-Mitarbeitenden, der die
Bank im letzten Jahr verlassen
habe, so die Bank.

Die Bank schaltete nach dem
Eingang des Erpressungsschrei-
bensdiePolizei,die Staatsanwalt-
schaft und die Finanzmarktauf-
sicht ein. Die Bitcoin hätten bis

Freitagnacht, 6. September,über-
wiesen werden sollen. Zum
Schutz derBankund im langfris-
tigen Interesse der Kundschaft
lasse man sich prinzipiell nicht
erpressen, so die ZKB.

Kein Cyberangriff
Im Zuge der Verhaftung sei das
entsprechende Material von der
Polizei bei den mutmasslichen
Tätern sichergestelltworden. «Es
wurden keine Kundendaten ver-
öffentlicht», lässt die Bank ver-

lauten. «Es sind keine weiteren
Kundinnen und Kunden der ZKB
betroffen.»

Die Zürcher Kantonalbank
könne sowohl nach eigenen
Tests und Analysen wie auch
nach Tests und Analysen exter-
ner Spezialisten bestätigen, dass
es sich «nicht um einen Cyber-
angriff mit Datenabfluss gehan-
delt hat und unsere Datenban-
ken und Systeme zu keiner Zeit
kompromittiert waren». Kun-
dengelder seien zu keinem Zeit-

punkt in Gefahr gewesen. Aus
Gründen der noch laufenden
polizeilichen Arbeit könne und
dürfe die Zürcher Kantonalbank
«keineweiterenAuskünfte zuden
mutmasslichen Tätern, zur Tat
und/oder zur Erfassung der
Täter geben». Die Kantonalbank
dankt derKantonspolizei undder
Staatsanwaltschaft Zürich «für
ihre hervorragende Arbeit».

Mario Stäuble und
Roberto Zimmermann

Erpresser fordertenMillionen von der ZKB – Täter in Haft
Datenleck Kriminelle, darunter ein ehemaliger Angestellter, wollten die Bankmit mutmasslich gestohlenen Kundendaten erpressen.

Urnengang Das SchweizerStimm-
volk entscheidet am 22. Septem-
berüber zwei nationaleVorlagen:
Die Reform der beruflichen Vor-
sorge (BVG-Reform), gegen wel-
che die Gewerkschaften das Re-
ferendum ergriffen haben, und
die Biodiversitätsinitiative, die
2020 eingereichtwurde.Hiereine
Übersicht überdieAbstimmungs-
empfehlungen:

—BVG-Reform
Ja: Bundesrat, Parlament, SVP,
die Mitte, FDP, GLP, EVP, EDU,
Schweizerischer Gewerbever-
band,Alliance F, Schweizerischer
Arbeitgeberverband
Nein: SP,Grüne, Schweizerischer
Gewerkschaftsbund, Travail
Suisse, Gastro Suisse

—Biodiversitätsinitiative
Ja: SP, Grüne, GLP, EVP, Pro Na-
tura, Birdlife, SchweizerHeimat-
schutz,WWF, VCS
Nein:Bundesrat, Parlament, SVP,
dieMitte, FDP, EDU, Schweizeri-
scher Bauernverband, Schweize-
rischer Gewerbeverband, Bau-
meisterverband, SchweizerTou-
rismus-Verband. (red)

Parolenspiegel für
die Abstimmung
vom 22. September

Charlotte Walser

Der Satz klingt fast ein wenig
pathetisch. Jedenfalls nach einer
klaren Haltung. «Es ist für die
Schweiz als Rechtsstaat wichtig,
ihre internationalen Verpflich-
tungen, insbesondere jene ausder
Europäischen Menschenrechts
konvention, zu respektieren und
umzusetzen.»

So steht es in einer Stellung-
nahme der FDP vom 5. August.
Darin äussert sich die Partei zu
einer geplanten Gesetzesände-
rung, die vorläufig aufgenomme-
ne Personen betrifft – beispiels-
weise Kriegsflüchtlinge. Künftig
sollen sie bereits nach zwei statt
erst nach drei Jahren ein Gesuch
um Familiennachzug stellen
können.

Der Bundesrat will damit ein
Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte
und einUrteil des Bundesverwal-
tungsgerichts umsetzen.Die FDP
ist einverstanden. Sie spricht sich
für die Gesetzesänderung aus,
zumal die Hürden hoch blieben:
Familienangehörige ins Landho-
len dürfen nur jene, die nicht von
Sozialhilfe abhängig sind.

Die Kehrtwende
VierWochen später – am 30.Au-
gust – beschliesst die FDP-Bun-
deshausfraktion, einerReihe von
asylpolitischen Vorstössen der
SVP zuzustimmen. Der Bundes-
rat soll unter anderembeauftragt
werden, folgenden Satz ins Ge-
setz zu schreiben: «Vorläufig
Aufgenommene haben kein
Recht auf Familiennachzug.»
Statt einer kürzeren Wartefrist
also ein Verbot.

Daswürde nicht nur gegen die
Europäische Menschenrechts
konvention verstossen, sondern
– laut demBundesrat – auch ge-
gen die Bundesverfassung. Die
Möglichkeit des Familiennach-
zugs sei grundrechtlich geboten,
hält die Landesregierung fest.

Was ist nun die wahre Positi-
onderFDP?Hat sie innerhalbvon
vierWochen eine 180-Grad-Wen-
devollzogen?Die Stellungnahme
vom 5. August hat der Parteivor-
standverabschiedet. Sie trägt die
Unterschriften von Präsident
Thierry Burkart und Generalse-
kretär Jonas Projer. Burkart ist es
aberauch,derden schärferenTon
seiner Partei initiiert hat.

Der FDP-Präsident findet
während der Session zwar Zeit

für ein Gespräch, will sich aber
zu diesemThema nicht äussern.
Er verweist auf Ständerat Dami-
an Müller, dieser sei der An-
sprechpartner für «asylpolitische
Details».Müller ist allerdings die
Stellungnahme vom 5. August
nicht bekannt.

UndAndrea Caroni? Der Stän-
derat ist Vizepräsident der Par-
tei und so etwas wie das rechts-
staatliche Gewissen der FDP. Ihm
ist die Stellungnahmevom5.Au-
gust sehr wohl bekannt – sie
dürfte seiner Haltung entspre-
chen. ZumEntscheid der Frakti-
on will sich Caroni aber nicht
äussern. Er sagt lediglich, er hal-
te es fürwichtig, dass die FDP in

der Asylpolitik eigene Vorschlä-
ge präsentiere.

Das betont auchNationalrätin
Jacqueline deQuattro. Ihr behagt
allerdings der Stil der FDP in
jüngsterZeit nicht. «Ein übertrie-
bener Ton schwächt die Bot-
schaft», sagt de Quattro. Das gel-
te auch in Medienmitteilungen.
Die letzteMitteilung derFDPtrug
den Titel «Bundesrat Jans, bitte
aufwachen!».

Eine Frage der Umsetzung?
Auch anderen FDP-Vertreterin-
nen und -Vertretern scheint beim
neuen asylpolitischen Kurs nicht
ganzwohl zu sein.Mehrere Frak-
tionsmitglieder sagen, es sei hei-

kel, die SVP nachzuahmen. So
zitieren lassen möchte sich aber
niemand.

Nationalrat ChristianWasser-
fallen will den SVP-Vorstössen
zustimmen, «daman imAsylbe-
reich die Schraube anziehen
muss». Mit Blick auf die Diskre-
panz zur Stellungnahme von
Anfang August sagt er: «Viel-
leicht hat vor dem Beschluss zur
Vernehmlassung die Grundsatz-
diskussion gefehlt.»

Laut Nationalrat Peter Schilli-
gerwurde die Stellungnahme in
der Fraktion thematisiert. Man
habe sich aber «mit sehr grosser
Mehrheit» für eine andere Rich-
tung entschieden. «In der Um-
setzungwirdman dieVereinbar-
keit mit völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen berücksichtigen
können», sagt Schilliger.

«Ich wäre sehr enttäuscht»
Bloss: Wie könnte ein Verbot des
Familiennachzugs völkerrechts-
konformumgesetztwerden,wenn
schoneineWartefristvondrei Jah-
ren nicht mit der Menschen-
rechtskonvention vereinbar ist?

Nicht nur der Vorstoss zum
Familiennachzug, sondern auch
andere SVP-Vorstösse, denen die
FDP zustimmenwill, verstossen
gegen Grundrechte und völker-
rechtliche Verpflichtungen der
Schweiz.

Der ehemalige FDP-National-
rat Kurt Fluri findet deutliche
Worte dafür: «Das geht nicht für
eine staatstragende Partei», sagt
er. «Ichwäre sehr enttäuscht von
dieser Fraktion, wenn sie den
Rechtsstaat nicht hochhalten
würde.»

Stefan Schlegel, Direktor der
Schweizerischen Menschen-
rechtsinstitution, beobachtet die
Entwicklung ebenfalls mit Sor-
ge. Zunehmend würden Mass-
nahmen beschlossen,von denen
das Parlament wisse, dass sie
nicht umsetzbar seien. «Das
Asylwesen ist ein prädestinier-
terOrt für dieseArt von Symbol-
politik», sagt Schlegel. Solche
Aktionen strapazierten das Ver-
trauen in die Politik.

Die FDP hat kommenden
Dienstag die nächste Gelegenheit
für eine Grundsatzdiskussion
über ihre Rolle – und über Sach-
oder Symbolpolitik: Die Bundes-
hausfraktion trifft sich erneut,
um über asylpolitische Vorstös-
se zu befinden. EineWoche spä-
ter entscheidet der Nationalrat.

Wie die FDP innert vierWochen
ihreMeinung zur Asylpolitik änderte
Nachzug von Familien Anfang August plädiert der Freisinn für die Einhaltung des internationalen Rechts
beim Familiennachzug. Ende August sagt die Partei das Gegenteil. Was gilt nun?

Parteipräsident Thierry Burkart will sich nicht zur Kehrtwende äussern. Foto: Dominique Meienberg

«Das Asylwesen ist
ein prädestinierter
Ort für diese Art
von Symbolpolitik.»

Stefan Schlegel
Direktor der Schweizerischen
Menschenrechtsinstitution

Bundesrat Ob der Grundsatz der
gewaltfreienErziehungausdrück-
lich imGesetzverankertwirdoder
nicht, hat das Parlament zu ent-
scheiden. Der Bundesrat hat ges-
tern die Botschaft dazu verab-
schiedet. Die vorgeschlagene Be-
stimmung verpflichtet die Eltern
explizit,KinderohneAnwendung
von Gewalt zu erziehen, wie der
Bundesrat mitteilte. Bereits heu-
te sei nach geltendem Recht Ge-
walt gegenüber Kindern im Rah-
men der elterlichen Erziehung
nicht erlaubt.

Im Sommer 2023 eröffnete
der Bundesrat die Vernehmlas-
sung für eine entsprechende
Änderung des Zivilgesetzbuchs
(ZGB). Nun nahm er von den
«mehrheitlich positiven Rück-
meldungen» Kenntnis. Nur die
SVP lehnte demnach dieVorlage
vollumfänglich ab. Die anderen
Parteien sowie die Kantone und
Organisationen, die an der Ver-
nehmlassung teilnahmen, be-
grüssten denVorentwurf zumin-
dest im Grundsatz.

Die neue Bestimmung imZGB
ist für den Bundesrat ein klares
Signal an die Gesellschaft: Ge-
walt in der Erziehung, nament-
lich körperliche Bestrafungen
und andere Formen erniedrigen-
der Behandlung von Kindern,
wird nicht toleriert. (SDA)

Gewaltfreie
Erziehung im
Gesetz verankern


